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401. Verordnung: Nebengebühren von Bediensteten des Dorotheums
4 0 2 . Kundmachung: Geltungsbereich der Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten

Konflikten samt Ausführungsbestimmungen und Protokoll
4 0 3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzabkommens zum Warschauer Abkommen zur

Vereinheitlichung von Regeln über die von einem anderen als dem ver-
traglichen Luftfrachtführer ausgeführte Beförderung im internationalen Luft-
verkehr

404. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Bulgarien über die
Gewährung begünstigter Zollsätze samt Briefwechsel

4 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 10. Oktober 1968 über
die Nebengebühren von Bediensteten des

Dorotheums

Auf Grund des § 1 Abs. 3, § 3 Abs. 1 und
§ 19 des Bundesgesetzes vom 15. Mai 1968,
BGBl. Nr. 194, über die dienst- und besoldungs-
rechtliche Stellung der Bediensteten des
Dorotheums (Dorotheums-Bedienstetengesetz)
und der §§ 15 bis 20 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, wird im Zusammenhalt mit § 22
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt und dem Bundesministerium für
Finanzen verordnet:

§ 1. Diese Verordnung gilt für die Bedien-
steten des Dorotheums, auf die das Dorotheums-
Bedienstetengesetz Anwendung findet.

§ 2. Die auf Grund des § 92 Abs. 1 des Ge-
haltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, als Bundes-
gesetz in Geltung stehende Verordnung der
Bundesregierung vom 29. März 1955, BGBl.
Nr. 133, in der Fassung der Verordnung vom
17. September 1955, BGBl. Nr. 203, und des
Bundesgesetzes vom 21. April 1967, BGBl.
Nr. 158, betreffend die Gebühren bei Dienst-
reisen, Dienstverrichtungen im Dienstort, Dienst-
zuteilungen und Versetzungen, findet auf die im
§ 1 angeführten Bediensteten mit der Ab-
weichung Anwendung, daß diese Bediensteten in
folgende Gebührenstufen eingereiht werden:

§ 3. Die Aufwandsentschädigungen, Mehr-
leistungsvergütungen (Überstundenentlohnun-
gen, Verwendungszulagen, Auktionspauschalien),
Sonderzulagen (Kassa- und Anweisungsschwund-
gelder, Haftungsprovisionen und Schätzgebühren,
ferner Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzu-
lagen und ähnliche Zulagen) sowie einmalige Be-
lohnungen und Jubiläumsgaben, die den Bedien-
steten vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung an gewährt werden, gelten als
Nebengebühren im Sinne der §§17 bis 20 des
Gehaltsgesetzes 1956.

Soronics
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4 0 2 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. November 1968 betreffend
den Geltungsbereich der Konvention vom
14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei
bewaffneten Konflikten samt Ausführungs-

bestimmungen und Protokoll
Nach Mitteilung des Generaldirektors der

Organisation für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur der Vereinten Nationen haben die Bun-
desrepublik Deutschland, Irak und Marokko ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zur Kon-
vention zum Schutz von Kulturgut bei bewaff-
neten Konflikten samt Ausführungsbestimmun-
gen und Protokoll (BGBl. Nr. 58/1964, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 297/1967) hinterlegt.

Ferner hat Indonesien seine Ratifikations-
urkunde zum gegenständlichen Protokoll hinter-
legt.

Klaus

403. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. November 1968 über den
Geltungsbereich des Zusatzabkommens vom
18. September 1961 zum Warschauer Ab-
kommen zur Vereinheitlichung von Regeln
über die von einem anderen als dem vertrag-
lichen Luftfrachtführer ausgeführte Beförde-

rung im internationalen Luftverkehr

Nach Mitteilung der mexikanischen Regierung
haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-

kations- bzw. Beitrittsurkunden zum Zusatzab-
kommen zum Warschauer Abkommen zur Ver-
einheitlichung von Regeln über die von einem
anderen als dem vertraglichen Luftfrachtführer
ausgeführte Beförderung im internationalen
Luftverkehr, BGBl. Nr. 46/1966, hinterlegt:

Brasilien, Dänemark, Irland, Italien, Kolum-
bien, Libanon, Norwegen, Philippinen, Schweden,
Tschechoslowakei.

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland hat gemäß Artikel XVI Absatz 1
des vorliegenden Zusatzabkommens erklärt, daß
dieses auf folgende weitere Gebiete ausgedehnt
wird:

Akrotiri und Khekelia (Gebiete des souveränen
Stützpunktes des Vereinigten Königreichs auf der
Insel Cypern), Bahamas, Bermuda, Britisches
Antarktisches Territorium, Britische Jungfern-
Inseln, Britisch-Honduras, Cayman-Inseln, Falk-
land-Inseln, Fidschi, Gibraltar, Gilbert- und
Ellice-Inseln, Hongkong, Kanal-Inseln, Insel
Man, Mauritius, Montserrat, Salomon-Inseln,
St. Helena und Ascension, Seychellen sowie
Turks- und Caicos-Inseln.

Klaus

404.

Nachdem das am 9. Mai 1968 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik Bulgarien über die Gewährung begünstigter Zollsätze samt Brief-
wechsel, welches also lautet:

A b k o m m e n
zwischen der Republik Österreich und der
Volksrepublik Bulgarien über die Gewäh-

rung begünstigter Zollsätze

Artikel 1

Im Handelsverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Volksrepublik Bulgarien
werden österreichischerseits die jeweils geltenden
vertragsmäßigen (GATT-) Zollsätze und bulga-
rischerseits die jeweils in Geltung stehenden nied-
rigsten Zollsätze uneingeschränkt angewendet.

Artikel 2

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft.
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Artikel 3

Jeder der Vertragschließenden Teile kann die-
ses Abkommen unter Wahrung einer dreimona-
tigen Kündigungsfrist kündigen. In diesem Fall
erklärt sich der kündigende Teil bereit, mit dem
Vertragspartner unverzüglich in Konsultationen
einzutreten.

ZU URKUND DESSEN haben die beider-
seitigen Bevollmächtigten das vorliegende Ab-
kommen unterfertigt.

GESCHEHEN zu Wien am 9. Mai 1968, in
je zwei Ausfertigungen in deutscher und bulga-
rischer Sprache, die beide gleichermaßen ver-
bindlich sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Oswald Zorn m. p.

Für die Volksrepublik Bulgarien:

Wladimir Damjanow m. p.

DER VORSITZENDE DER
ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION

Wien, am 9. Mai 1968

Herr Vorsitzender!

Im Verlaufe der heute zum Abschluß eines
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Volksrepublik Bulgarien über die Gewäh-
rung begünstigter Zollsätze geführten Verhand-
lungen hat die bulgarische Seite erwähnt, daß
ihr derzeit gültiger Zolltarif zwei Spalten auf-
weist, wovon die erste Spalte keine, beziehungs-
weise eine niedrigere, Zollbelastung enthält und
in diese die österreichischen Waren einzureihen
sind.

Die bulgarische Seite erklärte weiter, daß sie
unter den „niedrigsten Zollsätzen" die soge-
nannte Meistbegünstigung verstehe und im Falle
der Einführung eines neuen Zolltarifes bereit sei,
zur näheren Erläuterung der im Artikel 1 des
Abkommens enthaltenen Bestimmungen ent-
sprechende Konsultationen innerhalb von drei
Monaten nach Bekanntgabe dieses Umstandes
aufzunehmen.

Österreichischerseits wurden diese Ausführun-
gen zur Kenntnis genommen und übereinstim-
mend festgestellt, daß derartige Konsultationen
womöglich im Verlauf der gemäß Artikel 9 des
Langfristigen Handelsabkommens zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Volksrepublik Bulgarien stattfinden
könnten.
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Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Vorsitzender,
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern.

Dr. O. Zorn m. p.
An den
Vorsitzenden der
bulgarischen Delegation
Wien

DER VORSITZENDE DER
BULGARISCHEN DELEGATION

Wien, am 9. Mai 1968

Herr Vorsitzender !

Ich beehre mich, Ihnen mein Einverständnis
zu Ihrem Schreiben vom heutigen Tage folgenden
Wortlautes mitzuteilen:

„Im Verlaufe der heute zum Abschluß eines
Abkommens zwischen der Republik Österreich
und der Volksrepublik Bulgarien über die Gewäh-
rung begünstigter Zollsätze geführten Verhand-
lungen hat die bulgarische Seite erwähnt, daß
ihr derzeit gültiger Zolltarif zwei Spalten auf-
weist, wovon die erste Spalte keine, beziehungs-
weise eine niedrigere, Zollbelastung enthält und
in diese die österreichischen Waren einzureihen
sind.

Die bulgarische Seite erklärte weiter, daß sie
unter den „niedrigsten Zollsätzen" die sogenannte
Meistbegünstigung verstehe und im Falle der
Einführung eines neuen Zolltarifes bereit sei,
zur näheren Erläuterung der im Artikel 1 des
Abkommens enthaltenen Bestimmungen ent-
sprechende Konsultationen innerhalb von drei
Monaten nach Bekanntgabe dieses Umstandes
aufzunehmen.

Österreichischerseits wurden diese Ausfüh-
rungen zur Kenntnis genommen und überein-
stimmend festgestellt, daß derartige Konsultatio-
nen womöglich im Verlauf der gemäß Artikel 9
des Langfristigen Handelsabkommens zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Volksrepublik Bulgarien statt-
finden könnten.

Indem ich Sie bitte, mir Ihr Einverständnis
zu Vorstehendem mitteilen zu wollen, benütze
ich gerne den Anlaß, um Sie, Herr Vorsitzender,
meiner ausgezeichneten Hochachtung zu ver-
sichern."

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner vorzüglichen Hochachtung.

Wladimir Damjanow m. p.

An den
Vorsitzenden der
österreichischen Delegation
Wien
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 4. September 1968

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Abkommen sind am 17. Oktober 1968 aus-
getauscht worden; das Abkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 2 am 16. Dezember 1968
in Kraft.

Klaus
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